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Handlungsempfehlungen für zuwendungs- und verwaltungsrechtliche 

Reformbemühungen 

Einleitung 

Der Bundesverband Soziokultur hat mit der Umsetzung der Fördermaßnahmen NEUSTART 

KULTUR „Zentren“ und „Programm“ das erhebliche Interesse des Bundes zur Erhaltung und 

Stärkung der Kulturinfrastruktur unterstützt. In den Jahren 2020-2023 wurden rund 70 Mio. € 

an über 1700 Zuwendungsempfänger*innen weitergeleitet.  

Mit den Erkenntnissen dieser zahlreichen Antragsprüfungen, Projektbegleitungen und 

Verwendungsnachweisprüfungen wurden die vorliegenden Handlungsempfehlungen 

entwickelt. Sie ergänzen das Impulspapier der Arbeitsgemeinschaft für Wirtschaftliche 

Verwaltung1 um die Perspektive des Bundesverbands Soziokultur mit seinen umfangreichen 

Erfahrungen durch die erfolgreich durchgeführten Förderprogramme während der Covid 19-

Pandemie.  

Die Handlungsempfehlungen haben zum Ziel, die Umsetzung von Fördermaßnahmen für 

Zuwendungsgeber und -empfänger zu erleichtern sowie eine wirtschaftliche und zügige 

Abwicklung zu gewährleisten. Dies ist im Sinne des verantwortungsvollen Umgangs mit 

Steuergeldern. 

1. Verlängerung der Frist der alsbaldigen Verwendung und Vereinfachung von
Auszahlungen

Hat das Projektvorhaben eine kurze Laufzeit und eine verhältnismäßig geringe 

Maximalförderung (bis 100.000 Euro), sollte die Frist der alsbaldigen Verwendung an die 

Projektlaufzeit angepasst werden.  

Eine kurze Frist der alsbaldigen Verwendung von 6 Wochen (ANBest-P Nr. 1.4 i.V.m. VV Nr. 

8.2.5 zu §44 BHO) ist gerade in Zeiten des Fachkräftemangels und stockender Lieferketten 

sowohl für Dienstleistungen als auch für Anschaffungen von den 

Zuwendungsempfänger*innen kaum einzuhalten. Diese Frist wird in der praktischen 

Umsetzung zusätzlich verkürzt, wenn ein Erstzuwendungsempfänger als mittelausreichende 

Stelle das Förderprogramm umsetzt, die Förderung an Letztempfänger*innen weiterleitet und 

die 6-wöchige Frist auf das Gesamtzuwendungsverhältnis angewendet wird. 

Der Zuwendungsempfänger hat die Pflicht zur umgehenden Mitteilung, sofern die Frist nicht 

eingehalten werden kann. Die Bewilligungsbehörde muss entscheiden, ob die Mittel beim 

Zuwendungsempfänger verbleiben können oder zurückgezahlt werden müssen. Sowohl die 

Mitteilung mit anschließender Entscheidung als auch die Rückzahlung und erneute 

Mittelanforderung bedeuten einen erhöhten Verwaltungsaufwand sowohl für die 

Letztempfänger*innen als auch auf für die mittelausreichende Stelle. Dies ist weder sparsam 

noch wirtschaftlich im Verhältnis zum Zinsnachteil, der dem Staat entstehen kann.  

Beispielgebende Zahlen aus NEUSTART KULTUR: In den beiden Förderprogrammen 

wurden insgesamt 4.045 Mittelanforderungen bearbeitet. In einigen Fällen wurden bei einer 

Laufzeit von 12 Monaten 11 Mittelanforderungen gestellt und ausgezahlt. Darüber hinaus 

1 AWV – Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e.V. (Hg.): Impulspapier. Modernisierung 
der Zuwendungspraxis für den Dritten Sektor, 2018. 
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wurden insgesamt 761 Rückzahlungen aufgrund nicht alsbaldiger Verwendung von Mitteln 

getätigt, die im weiteren Projektverlauf erneut angefordert worden sind.  

Empfehlung: Die Frist der alsbaldigen Verwendung sollte auf 6 Monate ausgeweitet werden. 

Zusätzlich sollte ein Regelauszahlungsverfahren etabliert werden: 40% der Fördersumme 

werden bei Schließung des Zuwendungsvertrags ausgezahlt, 50 % bei Abgabe des 

Verwendungsnachweises, 10% nach Prüfung des Verwendungsnachweises. Eine förmliche 

Mittelanforderung ist nicht mehr erforderlich. Beides wird in Sachsen gemäß der ANBest-P 

SäHO bereits praktiziert. 

Vorteil: Die Letztempfänger*innen können sich durch eine größere Flexibilität und weniger 

Verwaltungsaufwand auf die erfolgreiche Durchführung der Maßnahme konzentrieren. Die 

mittelausreichende Stelle spart personelle Kapazitäten sowohl in der Prüfung der 

Verwendungsfristen als auch bei der Berechnung von Zinsbeträgen, die im Fall geringer 

Fördersummen und kurzer Projektlaufzeiten in der Regel gering sind und somit als 

unerheblich betrachtet werden können. 

 

2. Überjährige Verwendbarkeit der Mittel 
 

Die bei NEUSTART KULTUR angewandte überjährige Verfügbarkeit der Mittel hat sich als 

vorteilhaft erwiesen, da auf Grund von pandemisch bedingten Verzögerungen kostenneutrale 

Laufzeitverlängerungen notwendig wurden. Dabei mussten auch unterjährig bewilligte 

Vorhaben zu überjährigen Maßnahmezeiträumen verlängert werden. Dies machte 

entscheidend den Mittelabfluss sowie den erfolgreichen Abschluss der geförderten 

Maßnahmen möglich und war damit Grundlage für den erfolgreichen Abschluss beider 

Förderprojekte. 

Es ist in der praktischen Projektumsetzung immer wieder notwendig, dass auch außerhalb 

von pandemischen Lagen unverschuldete Verzögerungen eine Verlängerung von 

Bewilligungszeiträumen erfordern.   

Empfehlung: Überjährige Verwendbarkeit von Mitteln und somit überjährige 

Projektzeiträume ermöglichen und zur Regel machen. Im Rahmen der NEUSTART KULTUR-

Förderung wurde dies bereits bundesweit ermöglicht. 

 

3. Ermöglichung von Pauschalen für maßnahmenbezogene Grundkosten und 
Personalkosten: 

 

Grundkosten und Personalkosten sind für die Soziokultur als wichtige Ausgabenarten 

identifiziert worden. Die Möglichkeit einer maßnahmenbezogenen Beantragung war im 

Förderbereich „Programm“ von NEUSTART KULTUR beim Bundesverband Soziokultur 

erstmals für soziokulturelle Zentren auf Bundesebene möglich. Der Nachweis der 

Verwendung von maßnahmenbezogenen Ausgaben für Grund- und Personalkosten, so wie 

es von der zuständigen Bundesbehörde gefördert wurde, erwies sich jedoch in der 

Umsetzung als äußerst aufwendig, so dass Einrichtungen von der Beantragung absahen, 

obwohl sie diese maßnahmenbezogenen Ausgaben benötigten.  

Die Grundkosten mussten aufwendig und einzeln (Miete, Strom, Internet etc.) in der 

Gesamtheit und im anteiligen Maßnahmebezug nachgewiesen werden. Trotz speziell 

ausgearbeiteter Muster-Dokumente war die Beantragung für die Letztempfänger schwer 
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nachvollziehbar und die Dokumente wurden oft falsch ausgefüllt, was wiederum weitere 

Beratung und Nachbearbeitung erforderte.  

Ähnlich, wenn nicht gar noch komplizierter verhält es sich mit den Personalkosten. Bereits in 

der Antragsprüfung ist das Lohngefüge schwer nachvollziehbar, eine Eingruppierung durch 

die Letztempfänger*innen, vor allem in der Soziokultur, ist oft schwer durchzuführen. Sie ist 

jedoch zur Prüfung des Besserstellungsverbots notwendig. Ebenso stellt die Ermittlung des 

Arbeitgeberstundenbruttos eine Herausforderung für viele Antragstellende dar.  

Der Nachweis sowie die Prüfung von Personalkosten ist auch im Verwendungsnachweis 

sehr aufwendig: Stundenzettel müssen korrekt ausgefüllt sein, ein Lohnjournal (inkl. 

Arbeitgeberanteil) und die monatliche Gehaltsabrechnung (inkl. wöchentlicher 

Stundenanzahl) müssen nachgewiesen werden; der Nachweisprozess ist auf Seiten der 

Letztempfänger sehr fehleranfällig, die Berechnung komplex. 

Empfehlung: Pauschalen bewilligen, bspw. 10% der Gesamtfördersumme für jeweils 

Personal- und Grundkosten, wie es die VV Nr. 2.3-2.3.1 zu § 44 BHO bereits zulassen: 

„2.3 Der Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben sollen, soweit dies möglich ist, feste 

Beträge zu Grunde gelegt werden. Diese Beträge können auch nach Vomhundertsätzen 

anderer zuwendungsfähiger Ausgaben bemessen werden. Für eine Bemessung von 

zuwendungsfähigen Ausgaben nach festen Beträgen kommen vor allem Projekte in Betracht, 

2.3.1 bei denen einzelne Ausgaben nur mit erheblichem Aufwand genau festgestellt und 

belegt werden können, jedoch eine sachgerechte Pauschalierung dieser Ausgaben (z. B. als 

Vomhundertanteil von vorgesehenen Ausgaben) möglich ist oder [...]“ 

Für die Personalkosten müsste bei pauschaler Bewilligung noch geprüft werden, wie die 

Einhaltung des Besserstellungsverbot gewährleistet kann. 

 

4. Praxisorientierte Bewirtung 
 

Die Bewirtung ist besonders für veranstaltende soziokulturelle Einrichtung von erheblicher 

Bedeutung. Ausgaben für Bewirtung sind durch die realen Bedarfe in der etablierten Praxis 

der Veranstaltungsbranche unverzichtbar. Die geltenden Vorschriften sind daher nicht auf 

Letztempfänger*innen in der Veranstaltungsbranche übertragbar, z.B. für Catering für 

Konzertteams inkl. hochrangiger Gäste (Künstler*innen). Derartige Ausgaben sollten 

förderfähig sein, da Künstler*innen sich an vollen Tourtagen nicht anders verpflegen können. 

Teilnahmelisten für Verpflegung sind unnötiger Aufwand in der Maßnahmenumsetzung und 

bereiten ggf. mehr Verwaltungskosten auf Seiten der LE sowie bei Prüfung auf Seiten der 

mittelausreichenden Stelle. 

Empfehlung: Ausgaben für Bewirtung als maßnahmebezogene Sachkosten innerhalb der 

Veranstaltungsbranche ohne Richtlinien der Bewirtungspraxis zulassen. 

 

5. Kostendeckende Vorgaben im Bundesreisekostengesetz (BRKG)  
 

Die VV zum BRKG sind in den Kostenlimits nicht mehr aktuell: Übernachtungsmöglichkeiten 

für 70€ sind oftmals kaum verfügbar. Eine Kilometerpauschale von 0,20€ bzw. 0,30€ für 

Wegstreckenentschädigung ist nicht mehr realistisch kostendeckend.  
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Empfehlung: Die VV zum BRKG sollten aktualisiert oder es sollten vom BRKG 

abweichende, die Realität abbildende Vorgaben für Förderungen erlassen werden, um 

Ausgaben für Reisen und Übernachtungen kostendeckend zu ermöglichen. 

 

6. Erleichterung der Vergabe von Aufträgen  
 

Zuwendungsempfänger*innen müssen bei der Vergabe von Aufträgen Vorgaben einhalten. 

Zum Beispiel müssen ab einer Zuwendung von 100.000 Euro für Ausgaben ab 1.000 Euro 

ohne Umsatzsteuer bzw. 3.000 Euro für Bauleistungen von Anbeginn an fortlaufende 

Vergabedokumentationen erfolgen sowie pro Auftrag ein abschließender Vergabevermerk 

erstellt werden (ANBest-P Nr. 3, UVgO, VOB/A).  

Leistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 1.000 Euro ohne Umsatzsteuer 

bzw. 3.000 Euro bei Bauleistungen können laut § 14 UVgO/ § 3 VOB/A als Direktauftrag 

vergeben werden.  

Die bis 31.12.2021 geltenden Handlungsleitlinien (Verbindliche Handlungsleitlinien für die 

Bundesverwaltung für die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Beschleunigung investiver 

Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie)  

ermöglichten höhere Werte für Direktaufträge und damit einen geringeren Aufwand für 

Zuwendungsempfänger und Prüfer sowie eine schnellere Beschaffung von Waren und 

Dienstleistungen. 

Empfehlung: Die Ausgabengrenze für Direktaufträge sollte für den Kulturbereich generell 

höher angesetzt werden, so wie es auch in Pandemiezeiten praktiziert wurde: 3.000 Euro 

ohne Umsatzsteuer. Für bauliche Investitionen sollte die Grenze für Direktaufträge auf 5.000 

Euro ohne Umsatzsteuer hochgesetzt werden.  

 

7. Zulassung des förderunschädlichen Vorhabenbeginns ab Antragstellung 
 

Besonders wenn der Zeitraum der Projektdurchführung sehr kurz ist, ist es oftmals 

notwendig, rasch mit der Durchführung zu beginnen. Wenn die Gefahr von 

Fehlverausgabungen bei Förderprogrammen eher gering ist, sollte der förderunschädliche 

Vorhabenbeginn bereits bei Antragstellung erteilt werden (vgl. Sachsen, Baden-

Württemberg) oder rückwirkend zur Antragstellung mit dem Zuwendungsvertrag (vgl. 

Hamburg). Bei ersterem kann die Ausnahme automatisch mit der Eingangsbestätigung des 

Antrags erfolgen, der Beginn des Projekts erfolgt dann auf eigenes Risiko.  

Empfehlung: Bei kurzen Projektlaufzeiten sollte der förderunschädliche Vorhabenbeginn 

bereits bei Antragsstellung erteilt werden oder rückwirkend zur Antragstellung mit dem 

Zuwendungsvertrag bewilligt werden. 

Vorteil: Der Aufwand für die separate Prüfung und Bewilligung des förderunschädlichen 

Vorhabenbeginns entfällt. Der zeitnahe Beginn fördert die erfolgreiche Umsetzung des 

Vorhabens im geplanten Zeitraum.  
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8. Förderung ökologisch nachhaltiger Anschaffungen  
 

Zuwendungsrechtliche Vorgaben wie das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit oder 

die Vergabe von Aufträgen ist (noch) nicht vereinbar mit Vorgaben zur ökologischen 

Nachhaltigkeit, die Argumentation ist (noch) zu aufwendig. 

Empfehlung: Politik und Markt sollten verstärkt an verlässlichen Siegeln und Zertifizierungen 

arbeiten, um die Nachweisbarkeit von ökologischer Nachhaltigkeit zu vereinfachen. Zur 

Reduktion des CO² Ausstoßes und der Einhaltung möglichst kurzer Lieferwege sollten 

Aufträge an regionale Lieferanten bevorzugt vergeben werden können. Zur Auswahl eines 

Produktes sollten nicht nur Anschaffungskosten herangezogen werden können, sondern die 

Kosten, die über den gesamten Lebenszyklus entstehen. Damit entsteht die Möglichkeit, in 

der Anschaffung teurere, aber im Verbrauch effizientere Produkte anzuschaffen. 

Nachweisbare Haltbarkeit und die Reparierbarkeit von Produkten, sowie die Förderbarkeit 

von Garantieverlängerungen sollten ebenfalls ein relevanter Aspekt ökologischer 

Nachhaltigkeit sein. 

 

9. Verzicht auf Kennzeichnung von Belegen 
 

Der Nachweis der Verwendung erfolgt u.a. durch Belege, die ein eindeutiges 

Zuordnungsmerkmal zum geförderten Vorhaben enthalten müssen (ANBest-P Nr. 6.4). 

Der Aufwand ist für alle Beteiligten sehr hoch: Es müssen vom Zuwendungsempfänger alle 

Belege gekennzeichnet werden, ggf. vom Prüfenden die Belege neu nachgefordert werden 

oder eine Erklärung eingeholt werden, dass die Kennzeichnung erfolgt ist. 

In sehr vielen Fällen werden Rechnungen für Lieferungen und Leistungen digital per E-Mail 

versendet und könnten daher beliebig oft ausgedruckt und gekennzeichnet werden. Eine 

digitale Kennzeichnung wäre ebenso oft möglich. Daher bietet die Vorgabe, die Belege zu 

kennzeichnen, keinen Schutz vor Missbrauch.  

Empfehlung: Bei der Prüfung von Belegen sollte sich auf die im Geschäftsverkehr üblichen 

Angaben beschränkt werden. Das eindeutige Zuordnungsmerkmal zum Projekt braucht nicht 

explizit geprüft zu werden.  

 

10. Erlass von Stichprobenregelungen über vertieft zu prüfende 
Verwendungsnachweise 

 

Eine Stichprobenauswahl vertieft zu prüfender Verwendungsnachweise ist nach einer nach 

Anhörung des Bundesrechnungshofs zu treffenden Regelung gemäß VV Nr. 11.1.3 Satz 5 zu 

§ 44 BHO zulässig. Auf Anfrage durch das vom Bundesverband Soziokultur durchgeführte 

NEUSTART Sofortprogramm hat der Bundesrechnungshof für alle NEUSTART KULTUR-

Förderungen eine Stichprobenregelung erlassen, die einen Mindestanteil der vertieft zu 

prüfenden Verwendungsnachweise (Vomhundersatz der Zuwendungsverhältnisse sowie des 

Förderbetrags) vorgibt. Dies ermöglicht die kursorische und zugleich weniger aufwendige 

Prüfung eines Teils der Verwendungsnachweise. Ein Großteil der Rückforderungsansprüche 

kann auch durch die kursorische Prüfung aufgedeckt werden. 

Empfehlung: Für künftige Programme sollte eine einheitliche Regelung zur 

stichprobenweisen vertieften Prüfung von Verwendungsnachweisen erlassen werden. 
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Vorteil: Ein vorgegebenes Stichprobenverfahren ist hinsichtlich des Verwaltungsaufwands 

für die Verwendungsnachweisprüfung zweckmäßig, wirtschaftlich und verhältnismäßig. 

 

11. Bewilligung der Festbetragsfinanzierung  
 

Bei Fehlbedarfsfinanzierung besteht kein Anreiz, weitere Mittel für die Maßnahme 

einzuwerben, denn zusätzliche Deckungsmittel reduzieren den bewilligten Förderbetrag. 

Zudem muss vor Bewilligung die finanzielle Leistungsfähigkeit des Zuwendungsempfängers 

umfassend geprüft werden, was aufwändig bis nahezu unmöglich ist. Auch im Projektverlauf 

ist der Verwaltungsaufwand erhöht, da bei Abweichungen von mehr als 20% bei den 

Einzelansätzen Umwidmungen erfolgen müssen.  

Die Anteilfinanzierung wird zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt – nach 

einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben. Dies 

bringt sowohl für die Zuwendungsempfänger als auch für die Bewilligungsbehörde einen 

hohen Aufwand in der Ermittlung der Höhe möglicher Mittelanforderungen sowie der 

Ermittlung des zuwendungsfähigen Anteils einer abgerechneten Ausgabe. Werden Drittmittel 

eingebracht, wird die Berechnung weiter verkompliziert. 

Die Festbetragsfinanzierung hingegen ermöglicht ein schnelleres Bewilligungsverfahren, 

eine erleichterte Umsetzung sowie Prüfung der Maßnahmen.  

Empfehlung: Fördermittel sollten weitestgehend als Festbetragsfinanzierung bewilligt – 

insbesondere für kleinere Vorhaben mit geringem Förderbetrag. Sofern eine 

Festbetragsfinanzierung nicht bewilligt werden kann, sollte zur Vereinfachung der 

Umsetzung die Abweichung von Einzelansätzen von mehr als 20% zulässig sein. Dies ist 

gemäß ANBest-P Nr. 1.2 bereits für die Festbetragsfinanzierung geregelt. 

Vorteil: Die Finanzierungsart vereinfacht sowohl für die Bewilligungsbehörde als auch für die 

Zuwendungsempfänger die zahlenmäßige Umsetzung und Prüfung.  
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